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Richtlinie des Ministeriums für Wirtschaft 
zur Förderung des wirtschaftsbezogenen 

Technologietransfers und technologieorien­
tierter Existenzgründungen 

Vom 27. Juli 2000 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1	 Ein funktionierender Technologietransfer sowie die Grün­
dung technologieorientierter Unternehmen sind für die 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes Brandenburg 
von wesentlicher Bedeutung. Das Land Brandenburg 
gewährt aufgrund der §§ 23, 44 der Landeshaushalts­
ordnung (LHO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 21. April 1999 (GVBl. I S. 106) und der dazu er­
gangenen Verwaltungsvorschriften nach Maßgabe die­
ser Richtlinie Zuschüsse für spezielle Maßnahmen des 
Technologietransfers und der Initiierung und Begleitung 
technologieorientierter Existenzgründungen. 

Unter Technologietransfer wird ein organisierter Know­
how-Austausch zwischen einem Technologiegeber und 
einem Technologienehmer verstanden. Der Technolo­
giegeber kann dabei aus der Wissenschaft oder Wirt­
schaft stammen, der Technologienehmer ist in der Regel 
ein kleines oder mittleres Unternehmen der gewerb­
lichen Wirtschaft. Die Förderung der Initiierung und 
Begleitung technologieorientierter Existenzgründungen 
betrifft dabei die Phasen Vorbereitung, Gründung und 
Festigung technologieorientierter Unternehmen. 

1.2	 Ein Rechtsanspruch des Antragstellers auf Gewährung 
der Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die 
Bewilligungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. Bei der 
Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens werden die 
relevanten Festlegungen des Landesinnovationskonzep­
tes berücksichtigt. 

2.	 Gegenstand der Förderung 

2.1	 Gefördert werden können Vorhaben, 

2.1.1	 die den Technologietransfer zwischen Brandenburger 
Wissenschaftseinrichtungen und Brandenburger Unter­
nehmen initiieren und begleiten helfen. Derartige Vor­
haben sollen darauf abzielen, bei Unternehmen des Lan­
des Brandenburg deren Wettbewerbs- und Innovations­
fähigkeit zu stärken. Es werden insbesondere Verbünde 
von Transferstellen gefördert, die vom Zuwendungs­
empfänger koordiniert werden. 

2.1.2	 die darauf abzielen, technologieorientierten Existenz­
gründern oder technologieorientierten Jungunterneh­
men bei der Gründung geeignete Startbedingungen zu 
schaffen. Die Startbedingungen können sich dabei auf 
die räumliche Gründungsumgebung wie bei Technolo­

giezentren oder auf die Schaffung inhaltlicher Grün­
dungsvoraussetzungen beziehen. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können nicht auf Gewinn aus­
gerichtete Einrichtungen, vorrangig Technologiezentren 
und Technologieberatungsstellen im Land Brandenburg 
sein, deren wesentliche Aufgabe darin besteht, den Tech­
nologietransfer in die Wirtschaft zu unterstützen und/ 
oder technologieorientierte Existenzgründungen anzu­
regen und zu begleiten. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Zuwendungsvoraussetzungen 

Eignung des Vorhabenträgers in dem relevanten Be­
reich, die durch Erfahrungen in der Vergangenheit nach­
gewiesen werden muss, insbesondere Aspekte der Er­
haltung und Schaffung zukunftsorientierter Arbeitsplät­
ze, des Technologietransfers, der Stärkung der Innova­
tionsfähigkeit in Brandenburger Unternehmen. 

4.2	 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen zu Nummer 2.1.1 

Vorhaben, die den Technologietransfer zwischen Bran­
denburger Wissenschaftseinrichtungen und Branden­
burger Unternehmen initiieren und begleiten, zeichnen 
sich durch folgende Eigenschaften aus: 

- fachlich umfassende Beratungsangebote für techno­
logieorientierte Unternehmen, 

- Integration in eine landesweite Entwicklungskon­
zeption. 

4.3	 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen zu Nummer 2.1.2 

Vorhaben können nur bei solchen Vorhabenträgern ge­
fördert werden, die folgende Voraussetzungen erfüllen: 

- Angebot umfassender Beratungs- und Serviceleis­
tungen für die Zielgruppe, 

- Integration in ein regionales Netzwerk mit For­
schungs- und Bildungseinrichtungen, Betrieben, 
Zuwendungsgebern und Finanzinstituten, 

- Bestandteil einer regionalen oder überregionalen 
Entwicklungskonzeption. 

5.	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5.1	 Art 

Die Zuwendung wird zur Projektförderung als Anteilfi­
nanzierung in Form des zweckgebundenen Zuschusses 
gewährt. 
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5.2	 Umfang und Höhe der Zuwendungen 

Die Höhe der Zuwendung wird in jedem Einzelfall fest­
gelegt und beträgt bis zu 75 % der zuwendungsfähigen 
Ausgaben. Darüber hinaus kann ausnahmsweise in 
ausgewählten Modellprojekten von besonderem Lan­
desinteresse eine höhere Förderquote in Betracht kom­
men. 

Zuwendungsfähig sind: 

- Personalausgaben des Antragstellers (maximal 
180.000 DM; 92.032,54 Euro), ermittelt als lohn­
steuerpflichtige Bruttogehälter (ohne umsatz- oder 
gewinnabhängige sowie andere üblicherweise nicht 
monatlich gezahlte Lohn- und Gehaltsbestandteile) 
zuzüglich 30 % Personalnebenkosten, 

- spezifische Qualifizierungsmaßnahmen für die tech­
nologieorientierten Existenzgründer bzw. der am 
Technologietransfer Beteiligten, 

- Sachausgaben, 
- vertraglich vereinbarte Entgelte an Dritte, die dem 

Zuwendungszweck dienen, 
- bis zu DM 30.000 (15.338,76 Euro) für investive 

Maßnahmen. 

Die Höhe der Zuwendung darf DM 200.000 p. a. 
(102.258,37 Euro) nicht überschreiten; im Falle von 
Technologiezentren DM 300.000 p. a. (153.387,56 Eu­
ro). Bei Transferstellenverbünden gilt die Förderhöchst­
grenze für jede beteiligte Transferstelle. 

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Nicht gefördert werden Vorhaben, 

- die öffentlichen Interessen entgegenstehen, 
- die vollständig im Auftrag eines Dritten durchge­

führt werden oder die ganz von einem Dritten be­
zahlt werden, 

- bei denen vor Bewilligung der Zuwendung begon­
nen wurde (Erteilung von Liefer- und Leistungsver­
trägen gilt als Beginn). 

6.2	 Ein Antrag auf vorzeitigen förderunschädlichen Maß­
nahmebeginn kann bei der Bewilligungsbehörde gestellt 
werden. 

6.3	 Innerhalb von sechs Monaten nach Bescheiderteilung ist 
mit der geförderten Maßnahme zu beginnen und dies der 
Bewilligungsbehörde anzuzeigen. 

6.4	 Bei den Zuwendungen handelt es sich um Subventionen 
im Sinne von § 264 Strafgesetzbuch (StGB). Gemäß 
dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 11. No­
vember 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für Leistungen 
nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des § 264 
StGB sind, die §§ 2 bis 6 des Gesetzes gegen miss­
bräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen vom 
29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034, 2037). 

In den Antragsformblättern sind die entscheidenden 
subventionserheblichen Tatsachen im Sinne des § 264 
StGB zu benennen. 

7.	 Verfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

Die Förderung wird auf schriftlichen und formgebunde­
nen Antrag gewährt. Anträge sind in dreifacher Ausfer­
tigung nach einer Erstberatung durch die T.IN.A. Bran­
denburg GmbH zu richten an: 

Investitionsbank des Landes Brandenburg 
Steinstraße 104 - 106 
14480 Potsdam. 

Die Antragsunterlagen sind bei den Geschäftsstellen der 
Investitionsbank und der T.IN.A. Brandenburg GmbH 
zu erhalten. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

Über den Antrag entscheidet die Investitionsbank des 
Landes Brandenburg (Bewilligungsbehörde) auf der 
Grundlage der eingereichten Unterlagen und der fach­
lichen Stellungnahme der T.IN.A. Brandenburg GmbH. 

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Zuwendungen werden frühestens ausgezahlt, wenn der 
Zuwendungsbescheid bestandskräftig ist und ein Mittel­
abruf eingereicht wurde. 

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren 

Das Ministerium für Wirtschaft, die ILB und die T.IN.A. 
sind berechtigt, den Fortgang der Arbeiten zu beobach­
ten, alle hierfür notwendigen Unterlagen einzusehen 
und die Einhaltung der Vorgaben zu überwachen. 

Im Rahmen der Erfolgskontrolle sind insbesondere die 
Aspekte zukunftsorientierte Arbeitsplatzschaffung und 
-erhaltung, Technologietransfer, Innovationsgrad und 
der Bezug zu den Technologiethemen des Landesinno­
vationskonzeptes zu bewerten. 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück­
forderung der gewährten Zuwendung gelten die 
VV/VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in diesen Förder­
richtlinien Abweichungen zugelassen worden sind. 

8.	 In-Kraft-Treten 

Die Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2000 in 
Kraft und ist bis zum 31. Dezember 2003 gültig. 
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Richtlinie des Ministeriums für Landwirtschaft,

Umweltschutz und Raumordnung 


über die Gewährung von Zuwendungen 

zur Förderung der Sanierung und 


naturnahen Entwicklung von Gewässern 

sowie von Baumaßnahmen 


an wasserwirtschaftlichen Anlagen


Vom 21. Juli 2000 

1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe der 
§§ 23 und 44 Landeshaushaltsordnung (LHO), dieser 
Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 
LHO Zuwendungen für Maßnahmen zur Verbesserung 
des Landschaftswasserhaushaltes, zur Verbesserung der 
Gewässergüte, zur Erhaltung oder Wiederherstellung ei­
nes naturnahen Zustandes der Oberflächengewässer so­
wie zur Erhaltung und Wiederherstellung von Lebens­
räumen und Lebensgemeinschaften in den Gewässern 
und dem dazugehörigen Umfeld. 

1.2	 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu­
wendung besteht nicht. Die Bewilligungsbehörde ent­
scheidet aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2.	 Gegenstand der Förderung 

2.1	 Grundsätzlich förderfähig sind: 

2.1.1	 Maßnahmen in und an Gewässern zur Verbesserung des 
Gütezustandes durch z. B. Niedrigwasseraufhöhung, 
Sauerstoffanreicherung, Sedimententnahme, chemische 
bzw. physikalische Freiwasserbehandlung, biologische 
Verfahren, Destratifikation, Tiefenwasserableitung, 

2.1.2	 Maßnahmen in und an Gewässern zur Erhaltung oder 
Wiederherstellung eines naturnahen Zustandes der 
Oberflächengewässer sowie zur Erhaltung und Wieder­
herstellung von Lebensräumen und Lebensgemein­
schaften in den Gewässern und dem unmittelbaren Ge­
wässerumfeld durch z. B. Bepflanzung mit Gehölzen 
und ingenieurbiologische Bauweisen, 

2.1.3	 Maßnahmen in und an Gewässern zur Verminderung 
von Stoffeinträgen und zur Verbesserung der Struktur­
güte durch z. B. Renaturierung von Fließgewässern, na­
turnahen Gewässerausbau und Einrichtung von Gewäs­
serrandstreifen, 

2.1.4	 Rekonstruktion, Instandsetzung, Rückbau und Neubau 
wasserwirtschaftlicher Anlagen zur Wasserstandsregu­
lierung und Wasserrückhaltung einschließlich des dafür 
erforderlichen Grunderwerbs, 

2.1.5	 Gutachten und Voruntersuchungen, sofern sie Voraus­
setzung für die Durchführung des Vorhabens waren, so­

wie Kosten der Maßnahmevorbereitung bis zur Ent­
wurfsplanung für Vorhaben, deren Durchführung un­
mittelbar nach Abschluss der Vorbereitung beginnt, 

2.1.6	 Grunderwerb im Rahmen der Gewässersanierung, Re­
naturierung und Einrichtung von Gewässerrandstreifen 
sowie des Gewässerausbaus, zum Bau von Dämmen und 
Speicherbecken und zur Schaffung von Retentionsräu­
men einschließlich zugehöriger Bauwerke, soweit die 
erworbene Fläche endgültig für den genannten Zweck 
benötigt wird. 

2.2	 Von der Förderung sind ausgeschlossen: 

- Entwässerungsmaßnahmen;

- Zwischenerwerb von Grund und Boden;

- Bau von Verwaltungsgebäuden, Dienst- und Werk­


wohnungen; 
- Beschaffung von Kraftfahrzeugen und Geräten; 
- Folgekosten und Mehrkosten nach Erteilung des Zu­

wendungsbescheides; 
- regelmäßig anfallende Verwaltungs- und Betriebs­

kosten; 
- Kosten für Werbung und Repräsentation; 
- Gutachten, Messungen, Planungskosten, sofern die­

se nicht zur Baudurchführung führen oder mit dem 
Vorhaben nicht oder nur mittelbar in Verbindung 
stehen und 

- Maßnahmen nach Nummern 2.1.1 bis 2.1.6 an Ge­
wässern I. Ordnung bei einer Vorhabensträgerschaft 
durch Wasser- und Bodenverbände (WBV). 

3.	 Zuwendungsempfänger 

Landkreise, Gemeinden und Wasser- und Bodenverbän­
de (Körperschaften des öffentlichen Rechts) 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

Es gelten die Bestimmungen in Nummer 1 (Bewilli­
gungsvoraussetzungen) der Verwaltungsvorschriften 
(VV) zu § 44 LHO. Zusätzlich sind zu beachten: 

4.1	 Es werden nur Vorhaben gefördert, die vom Landesum­
weltamt und der Unteren Wasserbehörde im Rahmen 
dieser Richtlinie befürwortet werden. 

4.2	 Mit der Maßnahme darf vor Erteilung des Zuwendungs­
bescheides nicht begonnen werden. Als Vorhabensbe­
ginn gilt grundsätzlich der Abschluss eines der Ausfüh­
rung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertra­
ges. Bei Baumaßnahmen gelten Planung, Baugrund­
untersuchung, Grunderwerb und Herrichten des Grund­
stückes (z. B. Abbrucharbeiten, Planieren) nicht als Be­
ginn des Vorhabens. 

4.3	 Die Ausführung der geförderten Maßnahme hat dem ge­
nehmigten oder planfestgestellten und vom Landesum­
weltamt (Bauprüfstelle) geprüften Entwurf zu entspre­
chen. 
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4.4	 Es werden grundsätzlich nur Vorhaben gefördert, mit 
deren Durchführung kurzfristig begonnen werden und 
mit deren Abschluss sowie angestrebten Umwelteffek­
ten innerhalb eines angemessenen Zeitraumes gerechnet 
werden kann. 

4.5	 Die Gewährung der Finanzhilfe und ihre Höhe hängt 
vom Grad des Landesinteresses an der Verwirklichung 
des Vorhabens und der wirtschaftlichen Situation des 
Antragstellers ab. Bemessungsgrundlage sind nur die 
für die Durchführung der Maßnahme erforderlichen 
Kosten. 

4.6	 Die investive Förderung einer wasserwirtschaftlichen 
Anlage, die sich nicht im Eigentum eines WBV befin­
det, ist nur möglich, wenn der beantragende WBV einen 
Nutzungsvertrag für die entsprechende Anlage von min­
destens zwölf Jahren (gerechnet ab Maßnahmebeginn) 
nachweisen kann oder er gesetzlich zum Betrieb der An­
lage verpflichtet ist. 

4.7	 Die Zulässigkeit des Vorhabens ist unabdingbare Vo­
raussetzung der Förderung. Mit der Beantragung der 
Fördermittel bzw. der Erteilung eines Zuwendungsbe­
scheides wird keine Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens getroffen. Genehmigungen oder sonstige 
behördliche Entscheidungen sind vom Antragsteller bei 
den jeweils zuständigen Behörden zu beantragen und 
dem Fördermittelantrag beizufügen. 

5.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss/Zuweisung 

5.4	 Bemessungsgrundlage: 

Die Höhe der Zuwendungen beträgt für Maßnahmen ge­
mäß 

Nummer 2.1.1 bis zu 80 v. H.

Nummer 2.1.2 bis zu 50 v. H.

Nummer 2.1.3 bis zu 50 v. H.

Nummer 2.1.4 bis zu 80 v. H.

Nummer 2.1.5 bis zu 50 v. H.

Nummer 2.1.6 bis zu 50 v. H.


der förderbaren Kosten. Die Kosten für Ingenieurleis­
tungen werden dabei maximal mit bis zu 10 v. H. der för­
derbaren Kosten berücksichtigt. 

5.5	 Bagatellgrenze für die Zuwendungshöhe: 10 000 DM 

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Es gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu­

wendungen zur Projektförderung (ANBest-P) und an 
Gemeinden (ANBest-G). 

6.2	 Die Förderung kann mit Bedingungen und Auflagen ver­
bunden werden. Die Förderung erfolgt unter dem Vorbe­
halt des Widerrufes für den Fall, dass die Zuwendungs­
voraussetzungen nicht mehr gegeben sind oder die An­
gaben, die zur Zuwendung geführt haben, unrichtig wa­
ren oder Zuwendungen zweckentfremdet eingesetzt wer­
den und dass Bauten und bauliche Anlagen innerhalb ei­
nes Zeitraums von zwölf Jahren ab Fertigstellung sowie 
technische Maschinen innerhalb eines Zeitraumes von 
fünf Jahren ab Lieferung veräußert oder nicht mehr dem 
Verwendungszweck entsprechend verwendet werden. 

6.3	 Der Geförderte hat zu dulden, dass sich der Zuwen­
dungsgeber oder von ihm Bevollmächtigte vor Ort über 
Maßnahme, Anlagen und Umweltwirkungen informie­
ren. Der Zuwendungsgeber ist berechtigt, Presse- und 
sonstige Veröffentlichungen über das Fördervorhaben 
herauszugeben. 

7.	 Antrags- und Bewilligungsverfahren 

7.1	 Antragsverfahren 

Der Antrag ist in dreifacher Ausfertigung beim Ministe­
rium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumord­
nung, Abteilung Wasserwirtschaft, einzureichen, jeweils 
eine Ausfertigung davon erhält das Landesumweltamt 
(LUA) und die InvestitionsBank des Landes Branden­
burg. 

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen: 

- Stellungnahme des örtlich für die Maßnahme zu­
ständigen Landkreises/der kreisfreien Stadt, 

- behördliche Entscheidungen zur Zulässigkeit des 
Vorhabens (insbesondere Erlaubnisse, Zulassungen 
und Genehmigungen, soweit erforderlich), 

- Stellungnahme des jeweils für das Gewässer zur Ge­
wässerunterhaltung Verpflichteten, sofern der zu­
ständige WBV nicht selbst Antragsteller ist, 

- Gewässerzustandsbeschreibung und Erläuterung 
des Maßnahmeerfordernisses (bei Sanierungs-/Re­
naturierungsvorhaben Nachweis über den Aus­
schluss des Weiterwirkens der die Maßnahme auslö­
senden Ursachen), 

- Vorhabensbeschreibung (Angaben zur technischen 
Lösung, Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit und Wirt­
schaftlichkeit), Beschreibung des Maßnahmeziels, 

- Darlegung des von der Maßnahme erwarteten Nut­
zens für die Öffentlichkeit und die Umwelt (z. B. 
schadloser Wasserabfluss, Baden, Naturschutz, Er­
holung, Wassertourismus), 

- detaillierter Kosten- und Finanzierungsplan mit An­
gaben zur Herkunft der Mittel und Konditionen so­
wie Nachweis der Gesamtfinanzierung, 

- Darlegung der bereits nach dieser Richtlinie oder 
mit anderen öffentlichen Zuwendungen geförderten 
Maßnahmen zur Vorbereitung des Vorhabens, 



522 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 34 vom 30. August 2000 

- Zeitplan, 
- Übersichtsplan, Lagepläne des Vorhabens (aus dem 

planfestgestellten/-genehmigten Entwurf), 
- Prüfbericht des Wasserwirtschaftsamtes des Lan­

desumweltamtes. 

Antragsformulare sind bei den Landratsämtern und 
kreisfreien Städten sowie der InvestitionsBank des Lan­
des Brandenburg erhältlich. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

Bewilligungsbehörde ist das Ministerium für Landwirt­
schaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes 
Brandenburg. 

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

Die Anforderung und Auszahlung von Zuwendungen er­
folgt entsprechend den VV zu § 44 LHO. Die Zahlungs­
anforderungen sind an die InvestitionsBank des Landes 
Brandenburg zu richten. 

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren 

Der Verwendungsnachweis ist nach den VV zu § 44 
LHO unter Verwendung der ausgereichten Formblätter 

gegenüber der InvestitionsBank des Landes Branden­
burg zu führen; Zwischennachweise können gefordert 
werden. 

7.5 	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis, die Prüfung der 
Verwendung, die gegebenenfalls erforderliche Aufhe­
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde­
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 44 
LHO und das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Brandenburg, insbesondere die §§ 49 und 49a. 

8.	 In-Kraft-Treten 

Die Förderrichtlinie tritt mit ihrer Veröffentlichung in 
Kraft. Förderanträge, die vor dem In-Kraft-Treten der 
Richtlinie eingereicht und bis zum In-Kraft-Treten nicht 
entschieden wurden, werden nach dieser Richtlinie be­
handelt. 

Die Richtlinie gilt bis zum 31. Dezember 2001. 
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Verfahren zur Aufstellung des Landespflegeplanes 
für Einrichtungen der Behindertenhilfe und der 
Hilfen für psychisch Kranke und Suchtkranke 

Bekanntmachung des Ministeriums

für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen


Vom 16. August 2000


Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Frauen 
(MASGF) stellt den Landespflegeplan gemäß § 3 Landespfle­
gegesetz für teil- und vollstationäre Einrichtungen der Behin­
dertenhilfe (Landespflegeplan Teil B) und der Hilfen für psy­
chisch kranke und chronisch abhängigkeitskranke Menschen 
(Landespflegeplan C) auf und veröffentlicht diesen dann im 
Amtsblatt für Brandenburg. 

Verfahren zur Aufstellung: 

1.	 Das MASGF fertigt auf der Basis der in den Jahren ab 1992 
durchgeführten Regionalkonferenzen, regionalen Steue­
rungsrunden sowie Nachverhandlungen z. B. bei offen ge­
bliebenen Planungen und zwingenden Umplanungen den 
Planentwurf (Teil B und Teil C). Der Planentwurf (Teil B 
und Teil C) gliedert sich in drei Teile: 

Im Allgemeinen Teil (Teil I) werden gemäß § 3 Abs. 2 des 
Landespflegegesetzes (PflegeG) die Grundsätze für die Auf­
stellung der Planung und der Bedarfsanhaltswerte (auch 
Orientierungswerte, Prognosen und dergleichen) festgelegt 
und die Planungsmethode erläutert. 

Im Speziellen Teil (Teil II) werden - getrennt für jeden Land­
kreis bzw. jede kreisfreie Stadt - der Bestand sowie der vor­
gesehene Bedarf nach Standort, Träger und Platzzahl ausge­
wiesen. 

Im abschließenden Teil  (Teil III) - Abwägungsentscheidun­
gen - werden die Entscheidungen über die Aufnahme oder 
Nichtaufnahme in den Landespflegeplan begründet. Das er­
folgt nur in den Fällen, wo im Zuge der Anhörung für den 
Landkreis/eine kreisfreie Stadt kein einvernehmliches Pla­
nungsergebnis erreicht wurde. 

2.	 Die Landkreise/kreisfreien Städte und Trägerverbände wer­
den zum Entwurf des Speziellen Teils (Teil II) des Landes­
pflegeplanes B und C angehört. Die schriftliche Anhörung 
findet in der Zeit vom 2. Oktober bis 16. Oktober 2000 statt. 
Die Materialien dazu werden vorab verschickt. 

3.	 Der Entwurf des jeweiligen Speziellen Teiles (B und C) wird 
über das Internet veröffentlicht. Die Veröffentlichung findet 
ab 2. Oktober 2000 unter http://www.brandenburg.de/land/ 
masgf/soziales statt. 

4.	 Auf der Grundlage der schriftlichen Anhörung erstellt das 
MASGF den Landespflegeplan B und C. 

Verwaltungsvorschrift zur Benutzung

des Liegenschaftskatasters


(VVBen)


Bekanntmachung

des Ministeriums des Innern


Vom 25. Juli 2000


Die Verwaltungsvorschrift zur Benutzung des Liegenschaftska­
tasters vom 25. Juli 2000 tritt am Tage nach dieser Veröffentli­
chung im Amtsblatt in Kraft. Sie ist als Sonderdruck beim Lan­
desvermessungsamt des Landes Brandenburg, Kartenvertrieb, 
Robert-Havemann-Str. 7, 15236 Frankfurt (Oder), Telefon 
(03 35) 55 82-7 00, Fax (03 35) 55 82-7 02 gegen ein Entgelt von 
10 Deutschen Mark zu beziehen. 

http://www.brandenburg.de/land/
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